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Energicist einer der Hauptmotoren unse-
rer Gescllschaﬁ Art und Menge unseres

aber von der Offentlichkeit bezahlt wer-
den muss.
ich

brauchs aber
auch unser Verhiltnis zur Umwelt. Und
genau das veranlasst die fiinf Umweltor-
ganisationen, sich im Rahmcn ihrer ge-
samten Politik mit zu be-

der d den Probleme
und im Interesse der kommenden Genera-
tionen erachten es die Umweltorganisa-
tionen als unumgénglich, diese Wach-

fassen. Mit

t irale langerfristig zu brechen, die
und

geht es uns - entgegen der herrschenden
Meinung der Wachstumsskonomen -
nichtimmer besser und besser. Im Gegen-
teil: Uns wie auch unserer Umwelt geht es
schlechter und schlechter - Luftver-
schmutzung, Waldsterben, uberfiillte De-
ponien, aber auch mehr Atemkrankhei-
ten, mehr Allergien, mehr Stress und
mehr Larm sind die Folgen eines iiberbor-
denden quantitativen Wachstums.

Wachsen statt wuchern!

Uberspitzt gesagt: Alles wichst - nur
nicht (mehr) unsere Lebens- und Umwelt-
qualitit. Dies ldsst sich in den verschie-
densten Bereichen zeigen, man denke nur
an den Bauboom, die «Entwicklung» der
Landwirtschaft zu einer Agroindustrie
oder die in astronomische Hohen steigen-
den Ausgaben im Gesundheits- bzw.
Krankheitswesen.

Es ist Aufgabe der Umweltorganisatio-
nen, bezogen auf die i itik, die

damit unsere Wohlfahrt zu erhdhen.

Atomenergie - ein (gemachter)

Sachzwang

Dieser  Wachstumsideologie entspre-
chend setzte man in den fiinfziger und
sechziger Jahren fiir die wachsende
Stromnachfrage auch in der Schweiz auf
das «friedliche» Atom. Es verhiess uner-
schépfliche Quellen billiger, sicherer und
sauberer Energie und damit - implizit -
das «Paradies auf Erden», da eine Zunah-
me des Energieverbrauchs mit einer Zu-
nahme des Wohlstands gleichgesetzt wur-
de. So ist es begreiflich, dass man lange
Jahre auf die Karte Atomenergie setzte.

Bereits Mitte der siebziger Jahre formier-
te sich eine breite Opposition gegen die
offizielle (Atom-)Strompolitik, die all-
mihlich auch gangbare Wege aus der
Atomfalle aufzeigte. Im September 1978
legten sechs Umweltorganisationen eine
Studie mit dem Titel

entschiedenden Fragen zu stellen: Wieviel
Energie ertrigt die Natur, wieviel der
Mensch? Und wieviel davon braucht er
iiberhaupt?
Das sind grundsitzliche Fragen, deren
Beantwortung immer dringender wird.
Denn die Natur und wir selbst halten das
herkdmmliche, wuchernde Wachstum der
Wirtschaft nicht mehr aus. Ein wachsen-
dcr Teil davon - ausgedriickt im Bruttoso-
als vermeintli Grad-

«Jenseits der Sachzwinge» vor, in der ein
Konzept fiir eine menschen- und umwelt-
gerechte Energiepolitik, notabene ohne
Atomenergie vorgeschlagen wurde2. Die
Ausgestaltung einer atomfreien Energie-
versorgung ist inzwischen mehrmals un-
tersucht und konkretisiert worden. Das
jiingste Beispiel gab die - als Reaktion auf
die Katastrophe von Tschernobyl - vom
Bundesrat einberufene Expertengruppe
i i GES.

messer unseres Wohlstandes - wird gleich
wieder durch Reparaturleistungen aufge-
sogen, mit denen man die Wachstums-
schidden an Mensch und Natur zu behe-
ben versucht, so etwa mit Kliranlagen,
durch Hospitalisierung von Unfallopfern
oder Stressgeschadigten oder - im nukle-
aren Bereich - beim Versuch einer Beseiti-

Umwelt, Wirtschaft und Gesell-
schaft profitieren von einem

A

die Lichter ausgehen, wie der Bevélke-
rung von seiten der Atomwirtschaft nach
wie vor suggeriert wird, im Gegenteil: Ge-
mass EGES ist ein mittelfristiger, schritt-
weiser- Ausstieg sogar bei - fragwiirdig —
hohem Wirtschaftswachstum méglich
und schafft zusitzliche Arbeitsplitze wie
auch Innovationsimpulse fiir die Schwei-
zer Wirtschaft.3

Nicht Verzicht, sondern
Intelligenz ist notig

Der Schliissel zu einer zukunftsgerichte-
ten Energiepolitik ist die Ausschopfung
des Energiesparpotentials, wobei «Spa-
ren» nicht «Verzicht», sondern «rationel-
le» Energienutzung bedeutet. Durch ho-
here Wirkungsgrade von Motoren, Lam-
pen, Geriten iiberhaupt wird - bei glei-
cher Leistung! - weniger Energie beno-
tigt. Laut. EGES sind<Investitionen in
Stromspartechniken langfristig rentabel,
das heisst: die Energieeinsparungen kon-
nen die Mehrkosten der besseren Gerite
selbst bezahlen. Die Stromtarife sollen so
gestaltet werden, dass energiebewusste
Konsumenten belohnt, Verschwender da-
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liche Eingriffe voraus. In 38 Jahren nam-
lich, bis 2025, miissen demnach laut
EGES 19 neue Atomreaktoren gebaut
werden: sechs zusitzliche, neun als Ersatz
fiir die bestehenden Werke und vier soge-
nannte nukleare Heizreaktoren. Alle zwei
Jahre ein neues AKW!?

Dazu _ miissten in Kirze Plznungs-

und (fiir die i

rung) Enteignungsverfahren eingeleitet*

werden. Bei der heutigen atomkritischen
Stimmung in der Bevolkerung ist dies nur
mdglich, wenn massiv Polizei oder gar
Militdr eingesetzt wiirde, Von der Ver-
wundbarkeit des Systems durch Beste-
chungen - man denke an die Transnu-
Kklear-Affire - und der nach wie vor auch
technisch ungeldsten Frage der Endlage-
rung radioaktiver Abfille ganz zu schwei-
gen, d

Sogar EGES beschonigt Atom-

pfad

Trotz des gewaltigen Atomparks schnei-
det das Szenario «Weiterfahren» («Refe-
renz») punkto Luftverschmutzung we-
sentlich schlechter ab als das.Ausstiegs-
szenano Dies gilt mshesondere fiir die

gegen zur Kasse gebeten werden.
Eingriffe in die G

und auch

haben nicht prinzipiell Ver

sondern schaffen den Rahmen fiir eine
konsequente Sparpolitik, die auf der
marktwirtschaftlichen Basis von Ange-
bot und Nachfrage vollzogen werden
kann. So wird auf der Produktionsseite
die Monopolstellung der Elektrizitits-
werke aufgebrochen, indem auch private
Stromerzeuger Anreize erhalten, Elektri-
zitit ins 6ffentliche Netz abzugeben.

Mehr Atomenergie heisst mehr
Staat

Das Szenario «Weiterfahren» auf dem
heutigen (Atom-)Kurs setzt massive staat-

1 Gemeinsame St nahme von SBN, SES,
SGU, WWF, NFS an dur Madlenkonlorenx vom
17.5.88in Bern.

2SBN, SES, SGU, SVV, WWF(Hug 1978): Jen-

Ausstieg
Die isse der EGES bestitigen un-
sere Haltung, wonach der Ausstieg aus
der At moglich, ja wirtschafts-,

gung der ra

Abfille. Ein typisches Beispiel ist das Pro-
jekt fiir ein Atomkraftwerk Kaiseraugst -
eine mll]lardenschware Fehlmvcsuuon

sozial- und umweltpolitisch sinnvoll ist.
Dieser «Ausstieg» oder besser: Umstieg
auf eine umwelt- und menschengerechte

der privaten Elektrizitd die

litik heisst kei dass uns

gml(onzlp(mn ropress, Zirich

ir einen mittelfristigen Ausstieg bis 2025
heisst ein hohes Wachstum von 1,9 Prozent pro
Jahr die Verdoppelung des Bruttoinlandpro-
dukts bis dann - mit entsprechender Giiterpro-
duktion!

(CO2). Damit ist die Be-
hauptung der Elektrizitatswirtschaft of-
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zu gut weg, weil auch ihm der bundesratli-
che Massnahmen-Katalog unterstellt ist,
der von den massgebenden atomfreundli-
chen Kreisen bislang mit allen Mitteln er-
folgreich bekampft worden ist und auch
in Zukunft bekampft wird: beispielsweise
die verbrauchsabhingige Heizkostenab-
rechnung, die Verscharfung der Abgas-
vorschriften fiir Dieselfahrzeuge in Rich-
tung US-Norm, der Verzicht auf den Wei-
terausbau der Nationalstrassen, die lei-
ige Schwerver

oder eine Lenkungsabgabe auf Brenn-
und Treibstoffe.

Allein aus lufthygienischen Griinden ist
ein «Weitermachen» wie bisher absolut
unverantwortlich, stiege doch -der Ver-
brauch von fossilen Brenn- und Treibstof-
fen um 10 Prozent (bei einem Ausstieg
wiirde er um 6 Prozent sinken). Der Brut-
toverbrauch von Energie insgesamt nih-
me in weniger als 40 Jahren um 40 Pro-
zent zu, wiirde dagegen bei einem Aus-
stieg um 25 Prozent sinken.

n' «Weitermachen» fiihrt in die

* Katastrophe

Fiir die Umweltorganisationen ist die

iepolitik nach io
aus umweltpolitischer Sicht v6llig untrag-
bar. So Isl die in den EGES-Arbeiten ver-

, fiziell widerlegt, dass die A ie ei-

Niedri; ein beacht-

nen Beitrag leiste zur Milderung des glo-
balen Treibhauseffekts, ein Ausstieg da-
gegen in die Klimakata-

liches Gefahrenpotential in einer «Atom-
schweiz 2025» mit 19 Atomreaktoren (wo-
bei i Stérfalle zum «Normalbe-

strophe fiihre. Im Gegenteil: Auch die
der

trieb» gehoren), mindestens einem. Zwi-

leistung
in der Schweiz hiesse eine Zunahme der
CO2-Produktion um 10 Prozent.
Beziiglich Luftverschmutzung ist festzu-
hallen dass allen Szenarien die gleiche,
i Basis der Sch

einem Endlager fiir schwach-
und mittelaktive sowie einem solchen fiir
hochradioaktive Abfille und etllchen

Br¢ n wie auch A
ken bei den Reaktoren selber. Die Um-
der ie samt ih-

stung zugrundegelegt wird. Der Optimis-
mus besteht darin, dass angenommen
wird, das Luf!remhallekonzepl des Bun-

rem sogenannten Brennstoff-«Kreislauf»
(der gar keiner ist) ist von der EGES unbe-
achtet geblieben (Uranschurfung. Brenn-

desrats lasse sich
Demnach wiren 1995 die Stickoxid- und
Kohlenwasserstoff-Emissionen etwa dop-
pelt so hoch wie 1960. Mit diesem Kon-
zept wird aber nicht einmal das offiziell
fiir notwendig erklérte Ziel erreicht, die
Verschmutzung durch  Stickoxide und
Kohlenwasserstoffe bis 1995 auf das Aus-
mass von 1960 zu driicken.

Das «Referenz»-Szenario kommt dabei

stoff- Betrieb, W
reitung, Lagerung sowie Transport).

Geld und Geist wegwelsend
einsetzen
Auch wirtschaftspolitisch erachten wir
den Energiewachstumspfad als eine Sack-
gasse. International gesehen befinden wir
uns heute in einem neuen Umbruch: Ra-



tionalisierung durch Computer und Ro-
boter, Produktionsauslagerung in Billig-
lohnldnder, knappe - besetzte - Markte
_einerseits, Marktbarrieren durch Binnen-
mirkte (beispielsweise den EG-Markt)
anderseits, Fusionen und Ubernahmen -
und was der Stichworte mehr sind. Es gilt
also, Geld wie Geist richtig, wegweisend
zu investieren. ’
Wir meinen, dass die Spartechnologie der
Schliissel zu einer zukunftsgerichteten
Entwicklung der Schweizer Wirtschaft
ist. Unsere Triebfeder ist also nicht Tech-
nikfeindlichkeit - wir sollten aber, um mit
dem Physiker Klaus-Michael Meyer-
Abich und dem Okonomen Bertram
Schefold zu sprechen, nur die Techniken
einsetzen, mit denen wir besser leben als
ohne sie.

iiberhaupt wieder einen Kurs bekommt,

“herdus aus dem jahrelangen Diimpeln

fortgesetzter Nicht-Entscheide und Ent-
scheidungsunféhigkeit (die Frage des
Atommiills ist hier nur ein Beispiel von

~ vielen). Technik und Instrumente fiir eine

menschen- und umweltgerechte Energie-
politik sind vorhanden. Die Wirtschaft —
die nicht mit der Energiewirtschaft
gleichzusetzen ist - wartet auf ein klares

“(erlésendes) Zeichen der Politiker, damit

sie wieder weiss, ‘woran sie ist, damit sie
ihre Investitionen langfristig richtig pla-
nen kann.

Aber auch die Bevolkerung mochte aus
dem Patt heraus und von den Graben-
kampfen weg kommen - in ihrer Mehrheit

ist sie gegen die Atomenergie eingestellt,
hat aber, als Summe von Einzelpersonen,
keine Entscheidungsbefugnis. Ihr wird
nur mit millionenschweren sogenannten
«Spar»-Kampagnen ein schlechtes Ge-
wissen eingeimpft und eigene Rat- und
Hilflosigkeit vor Augen gefiihrt.
Entscheidend fiir den Erfolg eines&sanf-
ten», das heisst: schrittweisen, mittelfri-
stigen Ausstiegs aus der Atomenergie, ist
die Verwirklichung einer langfristigen,
konsistenten Energiepolitik, die auf effi-
zienter Energienutzung und der Forde-
rung erneuerbarer Energien beruht. Wir
miissen heute entscheiden, dass wir mor-
gen aussteigen.

DIE NACHSTEN
SCHRITTE

Sparinnovationen als Chance

Die Chance unseres Landes liegt entspre-
‘chend nicht in der Produktion von Mas-

sengiitern, sondern von qualitativ hoch-
stehenden Produkten, die sowohl in Her-
stellung wie Gebrauch oder Anwendung
umweltschonend sind. Der Ausstieg aus
der Atomenergie und Umstieg -in eine
neue Energiepolitik ist nicht «nur»
umwelt- und energiepolitisch notig, son-
dern liegt auch im wirtschaftspolitischen
Trend: Abkehr von der Grosstechnologie,
Impulse durch massgeschneiderte, inno-
vative, individuelle Losungen heisst die
Devise. Investitionen in diese Spartechno-
logien sichern unsere Arbeitsplitze, das
Festhalten an kapitalintensiven Spekula-
tionsgrossprojekten mit - importierter
Technologie dagegen gefihrdet sie.

Schweiz als Vorreiterin und
Vorbild

Es ist unseres Erachtens gerade Aufgabe
der Schweiz, die wie kein anderes Land im
Wohlstand lebt, verantwortungsbewusste
und glaubwiirdige Antworten auf die Fra-
ge nach einem wirklich gangbaren Weg in
die Zukunft zu geben. Die Regierungs-
richtlinien des Bundesrats fiir die Legisla-
turperiode 1987 bis 1991 bieten dazu un-
ter dem Stichwort «qualitatives Wachs-
tum» erste Ansdtze. Umweltschonende
Giiterproduktion nun muss mit schonen-
dem und intelligentem Umgang mit Ener-
gie beginnen. Die Wirtschaft hat so be-
schaffen zu sein, dass wir uns vor ihren
Langzeitfolgen nicht zu driicken brau-
chen.

Nicht jaher, aber klarer Kurs-

wechsel in der Energiepolitik

Die Umweltorganisationen wollen das
Steuer nicht abrupt Herumreissen, aber
wir mdchten einen klaren Kurswechsel in
Richtung Atom-Ausstieg und Ver-
brauchsriickgang bei den tbrigen um-
weltbelastenden Energietragern angeben,
damit die schweizerische Energiepolitik
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HEUTE HANDELN FUR DEN
AUSSTIEG VON MORGEN

IN DER
STROMPOLITIK

Fiir die kommenden Parlamentsberatun-
gen und die politischen Weichenstellun-
gen in der Energiepolitik fordern die Um-
weltorganisationen folgende Schritte: .

1. Stromspargesetz vorziehen

Die unverziigliche Einfithrung eines Elek-
trizitdtswirtschaftsgesetzes (Stromspar-
gesetz)istder politische Priif -
stein fir einen glaubwiirdigen Spar-
willen, das heisst fiir die Frage, ob eine
echte und wirksame Sparpolitik tatsich-
lich eingeschlagen wird oder nicht. Auch
die neuste Bestandesaufnahme des
«Energiepolitischen Programms»- der
Kantone vom April 1988 zeigt iiberdeut-
lich, dass im Stromsektor ein grosser

' Spar-Nachholbedarf besteht, haben sich

die Sparbemithungen der Kantone doch
fast ausschliesslich auf den Bereich Heiz-
energie beschriankt.

Das Gesetzist den Eidgendssischen Riten
vorzulegen, bevor ein Verfassungsartikel
verabschiedet ‘wird, denn fiir ein Strom-
spargesetz besteht bereits eine Verfas-

. sungsgrundlage - und das Gesetz ist die



	Grundsatzpapier 1988 : für einen sanften Ausstieg : die Position der Umweltorganisationen der Energiepolitik

